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Satzung der Gemeinde Parsteinsee über die Erhebung
einer Zweitwohnungsteuer (Zweitwohnu ngsteuersatzun g)

vom 15, StP, 2020

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Parstein- Eine Wohnung verliert die Eigenschaft als Zwei!
see hat aufgrund der §§ 3 Absaz 1, 28 Absalz 2 wohnung nicht dadurch, dass ihr lnhaber sie zei!
Satz 1 Ziffer 9 und 64 Absatz 2 Nr. 2 der Kommu- weilig zu einem anderen Zweck oder nicht nutzt.

nalverfassung des Landes Brandenburg, (BbgK (5) Hauptwohnung im Sinne dieser Satzung istverf) vom 18. Dezember 2007 . (GVBI .u07, jeäe wotrnung, die der steuerpftichtige vorwiegend
[Nr.19], S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 1 'benutzt, 

was iegelmäßig durch die Änmetdung ats
des Gesetzes vom '19. Juni 2019 (GVBI. l/19, Hauptwohnung l5 Zr eOsatz Z BMG) dokumentiert
tNr. 361), in Verbindung mit den §§ 1 bis 3 des wtrd. Auf ein- tnnehaben der Hauptwohnung im
Kommunalabgabengesetzes für das Land Bran- Sinne einer rechtlichen Verfügungsbefugnis kommt
denburg (KAG), in der Fassung der Bekanntma- es daneben nicht an.
chung vom 31. Mäz 2004 (GVBI. U04. [Nr. 08].
s 174),zuretztgeändertdurchÄrtil"r iää.öäl ,^16].11:yon"'"senimsinnediesersatzunssilt
setzes vom 1e luni201e rcväi.'iä, rr.ri. eäil j"-dil 

xff"::i§"Jil3äT;,1i,l,jiiläche und min_
folgende Satzung beschlossen: destens ein Fenster,

§ 1 i$!"äil,J";#er 
eine versreichbare Enersie-

Steuergegenstand - eine T-rinkwasserversorgung und eine Toilette

Die Gemeinde Parsteinsee, nachfolgend als Ge- zumindest in vertretbarer Nähe

meinde bezeichnet, erhebt für das lnnähaben einer verfügt und damit wenigstens vorübergehend zum

Zweitwohnung im Gemeindegebiet eine zweitwoh- wohnen geeignet sind'

nungsteuer. (7) Sind mehrere personen, die nicht einer Familie
angehören und das lnnehaben von Teilen der Woh-

§ 2 nung individuell aufgeteilt haben, gemeinschaftlich
Steuerpflichtiger, Besteuerungsobjekt lnhaber einer Zweitwohnung in Sinne dieser Sat-

('r) steuerprichtiser ist, wer ii-9"I1"-,,11- ?:- iüifl;3l]lt L'!l,iiJ,:;ffi1öt:l:ll:ä:::jfL:""'"[
meinde eine Zweitwohnung entsprechend der Ab- äfLn" rrionnrng"anteit ats Zweitwohnung. Für die
sätze 4 und 6 innehat Berechnung des wohnungsanteits ist die Fläche

(2) lnhaber einer Zweitwohnung ist derjenige, des- der gemeinschaftlich genutzten Räume allen Mittn-
sen melderechtliche Verhältnisse die Beurteilung habern zu gleichen Teilen zuzurechnen. Diesem
der Wohnung als Zweitwohnung bewirken oder dem Anteil an der Fläche der gemeinschaftlich genutzten
die Verfügungsbefugnis über die Wohnung oder eF Räume ist die Fläche der von jedem Mitinhaber in-
nen Teil davon als Eigentümer, Wohnungsmieter o- dividuell genutzten Räume hinzuzurechnen.
der als sonstigem Dauernutzungsberechtigten zu- Lässt sich der Wohnungsanteil im Einzelfall nicht
steht. Wohnungsinhaber ist auch derjenige, dem konkret ermitteln, wird die Gesamtfläche der Woh-
eineWohnung zur unentgeltlichen Nutzung überlas- nung durch die Anzahl aller volljährigen Mitinhaber
sen worden ist. geteilt.

(3) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich ln- (8) Keine Zweitwohnungen im Sinne dieser Sat-
haber einer Zweitwohnung, so sind sie Gesamt- zung sind:
schuldner' a. Gartenlauben i. s. d. des § 3 Absatz 2 und

(4) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung, die je- § 20a des Bundeskleingartengesetzes (BKleingc)
mand neben seiner Hauptwohnung zu Zwecken des vom 28. Februar 1 983 (BGBI. I S. 210) das zuletzt
persönlichen Lebensbedarfes oder des persönli- durch Artikel 11 des Gesetzes vom '19. September
chen Lebensbedarfes seiner Familienangehörigen 2006 (BGBI. 1S.2146) geändert worden ist, die den

innehat oder die dem Eigentümer oder Hauptmieter Anforderungen des BKleingc entsprechen und die
als Zweitwohnung im Sinne des sich in Anlagen befinden, die den Regelungen des

§ 21 Absatz 2 Bundesmeldegesetz (BMG) vom BKleingc unterliegen.
3. Mai 2013 BGBI. I S. 1084, das zuletzt durch Arti- Dies gilt nicht für Gartenlauben nach § 20a S. 1

kel 11 Absatz 4 des Gesetzes vom 20. Okto- Nr. 8 BKleingc, deren lnhabern vor dem 3. Okto-
bet 2015 (BGBl. I S. 1722) geändeft worden ist, ber 1990 eine Erlaubnis zur dauernden Nutzung der
dient oder die der Eigentümer oder Hauptmieter ei- Laube zu Wohnzwecken erteilt wurde,
nem Dritten überlässt und die diesem als Zweitwoh-
nung im vorgenannten Sinne dient.



b. zweitwohnungen, die nachweislich ganz oder
überwiegend zum Zwecke der Einkommensezie-
lung (2. B. Geld- oder Vermögensanlage). Eine
ganz oder überwiegende Haltung zur Einkommens-
erzielung liegt insbesondere vor, wenn die Zweit-
wohnung unter objektiven Gesamtumständen inne-
gehabt wird, die erkennen lassen, dass eine Eigen-
nutzung der Zweitwohnung durch den lnhaber oder
dessen Angehörige nur für einen Zeitraum von we-
niger als einem l\4onat im Kalenderjahr objektiv
nachweisbar ist,

c. Wohnungen, die von freien Trägern der Wohl-
fahrtspflege aus therapeutischen oder sozialpäda-
gogischen Gründen zur Verfügung gestellt werden,

d. Wohnungen in Pflegeheimen und sonstigen
Einrichtungen, die der Unterbringung und Betreu-
ung pflegebedürftiger Menschen dienen,

e. Wohnungen, die von freien oder öffentlichen
Trägern der Jugendhilfe zur Verfügung gestellt wer-
den und Erziehungszwecken dienen,

f. Räume in Frauenhäusern (Zufluchtswohnungen),

g. Einrichtungen für Obdachlose und Asylbewer-
ber,

h. überwiegend aus beruflichen Gründen (als be-
rufliche Gründe gelten auch Tätigkeiten, die zur
Vorbereitung auf die Erwerbstätigkeit erforderlich
sind, wie z. B. Studium, Lehre, Ausbildung oder Vo-
lontariat) oder zu Schul- oder Ausbildungszwecken
gehalten und aus diesen Gründen hauptsächlich
genutzten Wohnungen eines nicht dauernd getrennt
lebenden Verheirateten bzw. Lebenspartner im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes (LPartc)
vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266) das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember
2018 (BGBI. I S. 2639) geändert worden ist, dessen
eheliche bzw. lebenspartnerschaftliche Hauptwoh-
nung sich außerhalb des Gemeindegebietes befin-
det,

i. Wohnungen von Personen bis zur Vollendung
des 18. Lebensjahres, die diese ausschließlich zum
Zwecke der Schul- oder Berufsausbildung oder aus
anderen beruflichen Gründen als Zweitwohnung in-
nehaben.

§3
Steuermaßstab

(Bemessungsgrundlage)

(1) Die Höhe der Steuer wird nach dem jährlichen
Auf,/vand für die ortsübliche Nettokaltmiete und auf
der Grundlage der Wohnfläche berechnet. Als Be-
messungsgrundlage ist die ab dem ersten vollen
Monat des Besteuerungszeitraumes ortsübliche
Nettokaltmiete der Wohnung, anteilig der Zahl der
in den Besteuerungszeitraum fallenden Monate an-
zusetzen. Die Festsetzung der Steuererfolgt jeweils
nach der Höhe der ortsüblichen Jahres-Nettokalt-
miete (Absatz 2) des jeweiligen Vorjahres.

(2) Die Nettokaltmiete ist die reine Grundmiete,
ohne jegliche Nebenkosten, die für die Überlassung
der Wohnung an den Vermieter zu zahlen ist. Sie
wird als Vergleichsmiete und in Ersatz eines regio-
nalen Mietspiegels nach Art, Lage und Ausstattung
vergleichbarer vermieteter Räume im Gemeindege-
biet (Ortsüblichkeit) ermittelt und regelmäßig bezo-
gen auf die Vergleichsobjekte aktualisiert. lst die
ortsübliche Nettokaltmaete für Räume gleicher Art,
Lage und Ausstattung nicht zu ermitteln, ist die orts-
übliche Nettokaltmiete gemäß § 12 KAG in Verbin-
dung mit § 162 Absatz 1 Abgabenordnung (AO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 1.Okto-
ber 2002 (BGBI. I S. 3866; 2003 I S. 61), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 'l des Gesetzes vom 21. De-
zember 2019 (BGBI. I S. 2857) auf andere sachge-
rechte Art zu schätzen.

(3) Als Wohnfläche gilt die Fläche nach der Ver-
ordnung zur Berechnung der Wohnfläche (Wohnflä-
chenverordnung - WoFIV) vom 25.1 1 .2003 (BGBI.
S.2346). Gehören zur Zweitwohnung Balkone,
Loggien, Dachgä(en oder gedeckte Freisitze, so
wird deren Grundfläche zur Hälfte angerechnet.

§4
Steuersatz

Die Steuer beträgt 15v.H. der Bemessungs-
grundlage nach § 3.

§5
Entstehung und Ende der Steuerpflicht,

Fälligkeit der Steuer

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Be-
steuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Besteht
die Steuerpflicht nicht während des gesamten Ka-
lenderjahres, gilt als Besteuerungszeitraum der Teil
des Kalender.jahres, in dem die Steuerpflicht be-
steht.

(2) Die Steuerpflicht für ein Kalenderjahr entsteht
am '1. Januar des Jahres, für das die Steuer festzu-
setzen ist. Wird eine Wohnung erst ab einem Zeit
punkt nach dem 1. Januar innegehabt, so entsteht
die Steuerpflicht mit dem ersten Tag des auf diesen
Zeitpunkt folgenden Kalendermonats.

(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalen-
dermonats, in dem der Steuerpflichtige die Zweit-
wohnung nachweislich nicht mehr innehat und er
dies, unter Vorlage dieser Nachweise, entspre-
chend § 7 beim Amt Britz-Chorin-Oderberg, Käm-
merei, Eisenwerkstraße 'l 1 , 16230 Btiu gemeldet
hat.

(4) Die Steuer für ein Kalenderjahr ist zu je einem
Viertel ihres Jahresbetrages am '15. Februar,
15. Mai, 15. August und 15. November fällig. lst ein
Fälligkeitszeitpunkt berejts überschritten, so wird
die Steuer anteilig einen Monat nach Bekanntgabe
des Veranlagungsbescheides und sodann entspre-
chend Satz 1 fällig.
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(5) Abweichend von Absatz 4 wird die Steuer als
Jahresbetrag am 1.Juli des Jahres, für das die
Steuer festzusetzen ist fällig, sofern der Steuer-
pflichtige dies bis zum 30. September des vorange-
gangenen Kalenderjahres beantragt.

§6
Festsetsung der Steuer

Die Steuer wird durch das Amt Britz-Chorin-Oder-
berg, Eisenwerkstraße 11, 16230 BrlU durch Be-
scheid festgesetzt.
ln diesem Bescheid kann gemäß § 12b KAG be-
stimmt werden, dass die Festsetzung auch für künf-
tige Besteuerungszeiträume gilt, solange sich der
Steuermaßstab und der Steuersatz nicht ändern.

§7
Anzeige- und Mitteilungspflichten

('l ) Wer lnhaber einer Zweitwohnung ist bzw. wird
oder eine Zweitwohnung aufgibt, hat dies dem
AmtBritz-Chorin-Oderberg, Kämmerei, Eisen-
werkstraße 11, 16230 Britz innerhalb eines Monats
schrift lich anzuzeigen.

(2) lnhaber einer Zweitwohnung sind verpflichtet,
dem Amt Britz-Chorin-Oderberg, Kämmerei, Eisen-
werkstraße 11, 16230 Britz alle Anderungen inner-
halb eines Monats anzuzeigen und über diese An-
derungen auf Verlangen entsprechende Nachweise
vorzulegen. Sofern der Steuerpflichtige in der Ver-
gangenheit bereits zur Zweitwohnungsteuer heran-
gezogen wurde und sich Anderungen nicht erge-
ben haben, gelten die zur Steuererhebung und
Festsetzung notwendigen Daten als bereits erho-
ben.

(3) Der Wegfall oder die Entstehung von Voraus-
setzungen für die Beurteilung einer Wohnung nach

§ 2 Absatz 8 ist dem Amt Britz-Chorin-Oderberg,
Kämmerei, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz inner-
halb eines Monats anzuzeigen.

§8
Steuererklärung

('l ) Die in § 2 Absatz 1 genannten Personen sind
zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet.
Wenn sie hiezu vom Amt Britz-Chorin-Oderberg
aufgefordert werden ist die Steuerklärung innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe der Aufforderung
einzureichen. Soweit das Amt Britz-Chorin-Oder-
berg hierzu entsprechende Formulare vorhält, soF
len diese verwendet werden.

(2) Die in § 2 Absatz 1 genannten Personen slnd
zur Angabe der Wohnfläche und der Ausstattung
der Zweitwohnung nach Aufforderung durch das
Amt Britz-Chorin-Oderberg verpflichtet.

(3) Das Amt Britz-Chorin-Oderberg kann als
Nachweis für die in den Absätzen 1 und 2 gemach-
ten Angaben geeignete Unterlagen, insbesondere
Miet- oder Mietänderungsverträge anfordern.

(4) Unabhängig von der Pflicht aus Absatz 1 kann
das Amt Britz-Chorin-Oderberg jeden zur Abgabe
einer Steuererklärung auffordern, der in der Ge-
meinde mit einer Nebenwohnung gemeldet ist, eine
meldepflichtige Nebenwohnung innehat oder eine
Wohnung innehat, wo die begründete Vermutung
besteht, dass sie eine Zweitwohnung sein könnte.

§s
Mitwirkungspflichten Dritter

Die Mitwirkungspflichten Dritter, insbesondere der-
jenigen, die dem Steuerpflichtigen die Wohnung
überlassen oder ihm die Mitnutzung gestatten, zum
Beispiel Vermieter, Eigentümer des Grundstücks o-
der der Wohnung, Hausverwalter nach §§ 20 ff. des
Wohnungseigentumsgesetzes (WEG), ergeben
sich aus den §§ 90, 91 und 93 ff. der Abgabenord-
nung (AO).

§10
Verspätungszuschlag

(1)Wenn der nach den Regelungen dieser Sat-
zung Verpflichtete Steuererklärungen nicht oder
nicht fristgemäß einreicht, kann entsprechend § '152

der AO ein Zuschlag zu der endgtiltig festgesetzten
Steuer erhoben werden

(2) Der Verspätungszuschlag darf 10 v. H. der
festgesetzten Steuer nicht übersteigen.

(3) Der Verspätungszuschlag wird gemeinsam mit
der Steuer festgesetzt und im Steuerbescheid aus-
gewiesen.

§ 11

Billigkeitsmaßnahmen

Für Billigkeitsmaßnahmen gelten die Bestimmun-
gen der Abgabenordnung in Verbindung mit § 12
KAG,

§12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 15 Absau 2
KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig.

a. entgegen § 7 Absatz 1 die lnbesitznahme oder
das lnnehaben einer Zweitwohnung nicht oder nicht
fristgemäß anzeigt;

b. entgegen § 7 Absatz 3 den Wegfall oder die
Entstehung von Voraussetzungen für die Woh-
nungsbeurteilung nach § 2 Absatz 8 nicht fristge-
mäß anzeigt;
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c. entgegen § 8 Absatz 1,2 und 4 nach Aufforde-
rung des Amtes Britz-Chorin-Oderberg die gefor-
derten Angaben und Erklärungen nicht oder nicht
vollständig einreicht;

d. entgegen § 8 Absatz 3 nach Aufforderung des
Amtes Britz-Chorin-Oderberg die abgeforderten
Unterlagen nicht oder nicht vollständig übergibt;

e. entgegen § 9 nach Aufforderung des Amtes
Britz-Chorin-Oderberg die geforderten Angaben
nicht, nicht vollständig oder wider besseren Wis-
sens einreicht.

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geld-
buße in Höhe von bis zu 5.000 Euro geahndet wer-
den.

(3) Die Vorschriften der §§ '14 und 15 KAG über
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten sind anzu-
wenden.

§ 13

Datenübermittlung

(1) Zur Sicherung des gleichmäßigen Vollzuges
dieser Satzung übermittelt die Meldebehörde bei
Einzug eines Einwohners, der sich mit einer Neben-
wohnung meldet, die nach § 34 Absatz 1 BMG zu-
lässigen personenbezogenen Daten des Einwoh-
ners. Bei Auszug, Tod. Namensänderung. Ande-
rung beziehungsweise nachträglichem Bekannt-
werden der Anschrift der Hauptwohnung oder Ein-
richtung einer Ü bermittlungssperre werden die Ver-
änderungen übermittelt. Wird die Hauptwohnung o-
der alleinige Wohnung zur Nebenwohnung, gilt dies
als Einzug. Wird die Nebenwohnung zur Hauptwoh-
nung oder alleinigen Wohnung, gilt dies als Auszug.
Eine Datenübermittlung findet auch dann statt,
wenn die Anmeldung von Nebenwohnungen nach-
geholt wird.

(2) Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur
Festsetzung und Einziehung der Zweitwohnungs-
teuer im Rahmen dieser Satzung werden personen-
und grundstücksbezogene Daten durch Mitteilung
bzw. Übermittlung von Ordnungsämtern, Bauäm-
tern, Bürgerämtern, Einwohnermeldeämtern, dem
Bundeszentralregister, Finanzämtern und anderen
Behörden erhoben und verarbeitet, soweit die
Sachverhaltsaufklärung durch die Steuerpflichtigen
keinen Erfolg verspricht oder erfolglos war.

(3) Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden
Stelle nur zum Zweck der Steuererhebung nach die-
ser Satzung weiterverarbeitet werden.

§14
lnkrafttreten / Außerkrafü reten

Diese Zweitwohnungsteuersatzung der Gemeinde
Parsteinsee tritt zum 0'l .01 .2021 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Zweitwohnungsteuersatzung der Ge-
meinde Parsteinsee vom 20. September 2005 au-
ßer Kraft.

Britz,den 15.09.?üC1
I
l'-o

Jörg Matthes
Amtsdirektor
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Beka n ntmach ungsa nord n u ng

Für die Satzung der Gemeinde Parsteinsee über die Erhebung einer Zweitwohnungsteuer
(Zweitwohnungsteuersatzung) wird hiermit die öffentliche Bekanntmachung im ,,Amtsblatt für
das Amt Britz-Chorin-Oderberg", Ausgabe 1012020 vom 25.09.2020 angeordnet.

Britz, den 15.09.2020

Il)
Jörg Matthes

Amtsdirektor


